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Otto Kintzel werden ddese Handlungen geduldet, damit 
er beim Ministerium für gesamtdeutsche Fragen höhere 
Ansprüche in finanzieller Hinsicht geltend machen 
kann.

Auch auf moralischem Gebiet sind die Agenten der 
VPO verkommene Subjekte. So beauftragte Kintzel 
z. B. seine Mitarbeiter, mit weiblichen Personen aus 
dem Gebiet der DDR und dem demokratischen Sektor 
von Groß-Berlin Verhältnisse anzuknüpfen, mit denen 
er dann gemeinsam mit seinen Mitarbeitern Orgien 
veranstaltet und sie zur Mitarbeit für die VPO gefügig 
macht. Wenn die Frauen' dafür gewonnen worden sind, 
erhalten sie den Auftrag, zu Staats- und Wirtschafts­
funktionären der DDR intime Verbindungen aufzuneh­
men, um diese nach Westberlin zu bringen und so für 
die Agententätigkeit der VPO anzuwerben. Als Kopf­
prämie für einen zugeführten Funktionär werden 
2000 DM gezahlt.

II
Der Angeklagte ist Agent der Spionagezentrale VPO 

in Westberlin. Er ist seit 1917 bei der Eisenbahn be­
schäftigt und war zuletzt Reichsbahnobersekretär. In­
folge seiner Krankheit und seines Alters war er den 
Anforderungen in fachlicher Hinsicht nicht mehr ge­
wachsen, so daß er aus diesen Gründen auf eine 
niedrigere Planstelle zum Bahnhof E. versetzt werden 
sollte. Eine Versetzung erfolgte jedoch nicht, weil sich 
der Angeklagte .gegen diese Maßnahme beschwert 
hatte.

Der Angeklagte war bis zum Jahre 1933 politisch 
nicht organisiert. In diesem Jahre trat er der NSDAP 
bei. Weiterhin war er Mitglied des faschistischen Be­
amtenbundes. Im Jahre 1947 wurde er entnazifiziert. 
Bei der Entnazifizierung legte er gefälschte Bescheini­
gungen über seine politische Tätigkeit in der Nazizeit 
vor. Nach der Zerschlagung des Faschismus trat der 
Angeklagte im Dezember 1945 der SPD bei und wurde 
im Jahre 1946 bei der Vereinigung der 'beiden Arbei­
terparteien. in die SED übernommen. Versammlungen 
der SED wurden von ihm nur selten besucht; er betei­
ligte sich auch sonst nicht am politischen Leben der 
Partei, weil er dafür kein Interesse hatte. Bei der Par­
teiüberprüfung im Jahre 1951 wurde seine wirkliche 
politische Auffassung erkannt, und er wurde aus der 
SED ausgeschlossen. Der Angeklagte hörte zum über­
wiegenden Teil westdeutsche Hetzsender. Insbesondere 
durch den Einfluß dieser Sender wurde er zum Gegner 
des Staates der Arbeiter und Bauern.

Der gesehäftsführende Vorsitzende der VPO, Kintzel, 
ist ein Schulfreund des Angeklagten. Weil sie sich gut 
verstanden, unterhielten sie auch nach der Schulent­
lassung weitere Verbindung miteinander. 1948 besucht 
der Angeklagte den Kintzel das erste Mal in West­
berlin. Bei diesem Besuch erfuhr er, daß Kintzel Ge­
schäftsführer einer Dienststelle ist, die „Ostflüchtlinge“ 
unterstützt. Diese Dienststelle wurde vom Angeklagten 
als gute Einrichtung betrachtet. Den wahren Charakter 
der Tätigkeit des Kintzel erkannte der Angeklagte bei 
diesem Besuch jedoch noch nicht. Bei seinen weiteren 
Besuchen im Jahre 1950 oder 1951 wurde dem An­
geklagten aber offenbar, daß Kintzel eine verbrecheri­
sche Tätigkeit gegen die DDR durchführt. Kintzel er­
klärte ihm, daß er sich bei seiner Arbeit vorsehen 
müsse. Deshalb habe er sich auch einen Hund an­
geschafft und trage ständig eine Pistole bei sich. Wei­
terhin sagte er dem Angeklagten, daß er zu seiner 
Sicherheit ständig seine Wege ändere, verschiedene 
Autos und andere Verkehrsmittel benutze. Bei diesem 
Gespräch übergab 'Kintzel dem Angeklagten Schriften 
zu lesen, die Hetze gegen die Sowjetunion, die DDR 
und insbesondere gegen die Oder-Neiße-Grenze zum 
Inhalt hatten. Am nächsten Morgen fuhr der Angeklagte 
mit Kintzel im Auto zu dessen Dienststelle. Dort wurde 
ihm vollends klar, daß Kintzel gegen die DDR arbeitet. 
Der Angeklagte erfuhr später auch durch eine Aus­
stellung in der Dienststelle der Reichsbahndirektion
E. im Zusammenhang mit einem Spionageprozeß, daß 
Kintzel als Agent für eine Westberliner Geheimdienst­
stelle gegen die DDR arbeitet.

Im Jahre 1956 besuchte der Angeklagte erneut den 
Kintzel in Westberlin. Dabei fragte Kintzel den An­

geklagten nach seiner Tätigkeit bei der Reichsbalm­
direktion E. Der Angeklagte erzählte, daß er in der 
Oberdispatcherleitung tätig ist Dabei sagte er ihm, 

•daß sie zur Zeit sehr große Schwierigkeiten hätten. Es 
wäre ein großer Bedarf an G-Wagen vorhanden, die 
jedoch nicht ausreichen würden. Der große Bedarf 
resultiere vor allem aus den vielen Getreidetransppr- 
ten. Daneben wäre noch ein großer Bedarf an G- 
Wagen für den Export vorhanden, der bevorzugt be­
dient werden, müßte. Vor allem würden diese Wagen 
für die Kalitransporte nach Polen, in die CSR und 
nach Westdeutschland benötigt.

Im April 1957 suchte der Angeklagte wiederum den 
Agenten Kintzel auf. Zunächst unterhielten sie sich 
über persönliche Dinge; später unterbreitete der An­
geklagte dem Kintzel, daß er beabsichtige, republik- 
flüchtig zu werden. Dabei sollte ihm Kintzel behilflich 
sein. Er sagte ihm, daß er im Dienst schikaniert würde 
und daß man ihn zurückstufen wolle. Dabei fragte ihn 
Kintzel, wie jetzt die Lage der G-Wagen in der Reichs­
bahndirektion E. sei. Der Angeklagte erklärte ihm, 
diese sei nicht mehr angespannt, es würden jetzt aber 
Plattenwagen benötigt. Diese würden für Holztrans­
porte und vor allem im Frühjahr und im Herbst für 
Militärtransporte gebraucht. Für Militärtransporte 
müßte er Plattenwagen nach E., W., N. und G. beor­
dern. In G. würden z. B. die Plattenwagen nur 'gesam­
melt und von dort zum Truppenübungsplatz nach O. 
zur Beladung gebracht. Er sagte dem Kintzel, daß er 
in der Woche vor seinem Besuch etwa 20 nach E., 150 
nach N. und 100 nach W. für Militärtransporte hätte 
zur Verfügung stellen müssen.

Im Herbst 1957 fuhr die Ehefrau des Angeklagten 
nach Westdeutschland. Der Angeklagte beauftragte sie, 
sich in Westdeutschland über die Arbeits- und Woh­
nungsmöglichkeiten zu erkundigen. Bei der Personal­
abteilung der Bundesbahndirektion in Frankfurt/Main 
wurde der Ehefrau des Angeklagten erklärt, daß ihr 
Mann sofort eingestellt würde, wenn er’die Anerken­
nung als „politischer Flüchtling“ vorweisen könne. 
Deshalb nahm sich der Angeklagte vor, die Anerken­
nung als „politischer Flüchtling“ zu erhalten. Zu die­
sem Zwecke wollte er mit seiner Ehefrau am 8. De­
zember 1957 nach Westberlin zu Kintzel fahren. Damit 
ihm dieser bei der Anerkennung als „politischer 
Flüchtling“ behilflich sein sollte, war der Angeklagte 
bereit, alles zu verraten, was er durch seine Tätigkeit 
in der O-berdispatcherleitung der Reichsbahndirektion 
E. in Erfahrung gebracht hatte.

Auf dem S-iBahnhof - Berlin-Friedrichstraße wurde 
der Angeklagte mit seiner Ehefrau bei dem Versuch, 
die DDR illegal zu verlassen, von unseren Sicherheits­
organen festgenommen.

III
Der Angeklagte wußte, daß Kintzel alle Informatio­

nen zum Schaden der DDR ausnutzt. Weiterhin war 
ihm bekannt, daß die Informationen, die er ihm ge­
geben hat und noch geben wollte, geheimzuhalten 
waren. Darüber wurde er in seiner Dienststelle mehr­
fach schriftlich und mündlich belehrt. Daß der An­
geklagte sehr gut die Geheimhaltungsbestimmungen 
kannte, zeigt eine schriftliche Stellungnahme zu einem 
Verbesserungsvorschlag, den er u. a. mit der Begrün­
dung ablehnte: „Wenn auch die Zahlen . . . nur in % 
bekanntgegeben- werden, werden bestimmte Kreise der 
Kundschaft, die zur DDR feindlich eingestellt sind, 
dahin gelenkt, zu erkunden, wo sich die Unterlagen 
befinden. Den feindlichen Elementen würden dadurch 
Hinweise gegeben und die Spionage erleichtert 
werden.“

Mit der Preisgabe von Tatsachen über die Deutsche 
Reichsbahn im Jahre 1956 und1 im Frühjahr 1957 an 
den Agenten Kintzel von der VPO hat sich der An­
geklagte der Spionage nach § 14 StEG schuldig ge­
macht. Gleichfalls ist der Tatbestand dieser Bestim­
mung durch das Verhalten des Angeklagten am 8. De­
zember 1957 verwirklicht worden. Er hat es an diesem 
Tage bereits unternommen, Tatsachen, die im wirt­
schaftlichen Interesse und zum Schutze der DDR ge­
heimzuhalten sind, an die westdeutsche Agenten- und 
Spionagezentrale VPO zu verraten. Der Angeklagte 
befand sich auf dem Wege nach Westberlin zu dem
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